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VDV-Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in 
der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung (CSRD-UmsetzungsG)“ 
des Bundesministeriums der Justiz und Verbraucherschutz vom 10.07.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorbezeichneten Referentenentwurf.  
Der Verband deutscher Verkehrsunternehmen e.V. ist mit über 650 Mitgliedsunternehmen der füh-
rende Branchenverband für den öffentlichen Verkehr. Neben der politischen Interessensvertretung 
wirkt der VDV auch intensiv über die Facharbeit in Ausschüssen und Gremien mit dem Ziel, Normen, 
Spezifikationen und Empfehlungen zu erarbeiten, die branchenweit von den Verkehrsunternehmen 
zur Ausschreibung und zur Abnahme von technischen Systemen werden, sowie deren Aufsichtsbe-
hörden genutzt und hierbei kontinuierlich weiterentwickelt und systematisch aktualisiert werden. 

I. Grundsätzliches 

Wir stehen dem im Gesetz adressierten Vorhaben – den Ordnungsrahmen der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung weiterzuentwickeln – grundsätzlich offen gegenüber. Die CSRD und auch das hier 
adressierte Umsetzungsgesetz fördern eine umfassendere und transparentere Berichterstattung über 
Nachhaltigkeitsaspekte, einschließlich ökologischer und sozialer Leistungen. Öffentliche Verkehrs-
betriebe können durch die CSRD ihre Beiträge zur Nachhaltigkeit klarer darstellen, insbesondere in 
Bereichen wie CO2-Reduktion, Ressourceneffizienz und soziale Inklusion und dadurch das öffentli-
che Bewusstsein für den Öffentlichen Verkehr als wesentlichen Bestandteil der Daseinsvorsorge 
stärken. Die damit verbunden Berichtspflichten sind jedoch so einzuführen, dass ausreichend Gestal-
tungsspielraum für KMU verbleibt, um die betroffenen Unternehmen nicht übermäßig zu belasten. 
Nur so werden Wettbewerbsnachteile für deutsche (kommunale) Verkehrsunternehmen im EU-Ver-
gleich vermieden und die Transformation zu einer nachhaltigeren Wirtschaft unterstützt.   

Zunächst begrüßen wir es, dass der deutsche Gesetzgeber mit dem vorliegenden Entwurf im Wesent-
lichen eine „Eins-zu-Eins-Umsetzung“ der CSRD zum Ziel hat, die darauf verzichten will, erhöhte 
nationale Forderungen und Verpflichtungen aufzunehmen, die über die EU-Vorgaben hinausgehen. 
Es gilt im weiteren Verfahren darauf zu achten, dass die auf EU-Ebene vorgeschlagenen Entlastungen 
im Rahmen des „Omnibus-Pakets“ bei den betroffenen kleinen und mittleren Unternehmen auch in 
der nationalen Gesetzgebung zum Zuge kommen, was wir im vorliegenden Entwurf noch vermissen.  
Etwaige Ausnahmetatbestände für kleinere Unternehmen sind daher auch bereits im vorliegenden 
Gesetzesentwurf einzuführen, um zu verhindern, dass diese übermäßig nach CSRD/ESRS-Kriterien 
(European Sustainability Reporting Standards) zu berichten hätten. Der damit verbundene Umfang, 
die Komplexität und Detailtiefe für Unternehmen jeglicher Größenklassen anzuwenden, wäre weder 
sachgerecht noch praktikabel. 
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Daher unterstützen wir die Bemühungen der Bundesregierung gemeinsam mit den Institutionen der 
EU im Wege des „Omnibus-Verfahrens“ die Vorgaben der CSRD-RL zu erleichtern und speziell auch 
den Adressatenkreis für KMU einzugrenzen und so auch mehr Rechtssicherheit in Bezug auf die 
Nichtanwendung der CSRD-Nachhaltigkeitsberichterstattung nach ESRS, zu schaffen.  
Es sollte daher in Erwägung gezogen werden, die CSRD-Umsetzung erst nach Annahme des Omni-
bus-Pakets zu verabschieden bzw. nur auf Unternehmen der „1. Welle“ zu beschränken. 
Andernfalls drohe, dass die Berichtspflichten für das Geschäftsjahr 2025 auch für kleinere Unterneh-
men nach den strengeren ESRS-Vorgaben zu erfolgen hätten, nur um dann diese nach Verabschie-
dung des „Omnibus-Pakets“ wieder abzusenken. 

Der VDV e.V. hat bereits im Jahr 2024 im Rahmen der Anhörung der letzten Legislatur auf bestehende 
Inkonsistenzen hingewiesen. Wir beziehen uns insoweit auf unsere damalige Einlassung. 
Wir möchten an dieser Stelle nun mehr folgende Punkte aus Sicht der VDV-Mitgliedsunternehmen 
besonders hervorheben und erweitern unsere Position wie folgt:  

II. Neue Größenklassen einführen, vgl. §§ 264, 264d, iVm 267 ff. HGB-E 

Um die oben skizzierten Herausforderungen bei der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu lösen, wird 
vorgeschlagen, neue Größenklassen unter Einbezug der aktuell diskutierten Voluntary Sustainability 
Reporting Standard (VSME) einzuführen. Denkbar wäre z. B., 

- erst ab einer Mitarbeitenden-Anzahl von 3.001 eine volle Nachhaltigkeitsberichterstattung 
nach ESRS einzuführen 

- bei einer Mitarbeitenden-Anzahl zwischen 1.000-3.000 eine verpflichtende Anwendung 
nach „VSME plus“ (noch zu entwickelnder VSME-Standard, der auf EU-Ebene diskutiert 
wird) und  

- für Unternehmen mit weniger als 1.000 Mitarbeiter eine fakultative Anwendung nach 
VSME-„Basis-Modul“ (B1-B11) + Comprehensive-Modul (C1-C9)“ (Entwurf der EFRAG liegt 
vor) anzuordnen. 

Ob weitere Kriterien zu Umsatz und Bilanzsumme greifen, wie zum Beispiel die Größenklassen aus 
dem Publizitätsgesetzes, ist im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu diskutieren. 

Damit könnte ein sachgerechter Kompromiss zwischen den vollen Bürokratiekosten und der zwi-
schenzeitlich diskutierten Befreiung von bis zu 3.000 Mitarbeiter erreicht werden. Im Rahmen der 
Standardsetzung kann dann immer noch Einfluss auf die Regelungsinhalte genommen werden. 
So können einzelne Angaben, die aus Sicht des deutschen Gesetzgebers besondere Relevanz bekom-
men sollten, im Rahmen des VSME als freiwillig und verpflichtend ins Verfahren der regelmäßigen 
Überarbeitung des VSME eingebracht werden. Damit könnte ein weitestgehend einheitliches Regel-
werk in der EU umgesetzt werden und der Druck zur Verschlankung der generellen Nachhaltigkeits-
standards im Rahmen der aktuellen Rechtssetzung reduziert werden. Ein weiterer Vorteil wäre, dass 
sich viele Unternehmen dieser Größenordnung aktuell ohnehin auf den VSME orientieren. 

KMU verfügen häufig nicht über die personellen und finanziellen Ressourcen, um umfassende Be-
richterstattungsanforderungen zu erfüllen. Eine Begrenzung der Berichtspflichten verhindert unnö-
tige Belastungen. Dadurch kann sichergestellt werden, dass KMU weiterhin wettbewerbsfähig blei-
ben und nicht durch unverhältnismäßige Berichtsanforderungen benachteiligt werden. Außerdem 
sollte die Proportionalität im Sinne des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gewahrt bleiben: 
Kleine Unternehmen sollten nicht den gleichen Berichterstattungsumfang wie große Konzerne erfül-
len müssen. Kaskadeneffekte sollten vermieden werden. 

III. Konzernabschluss und-lagebericht, vgl. §§ 289ff. iVm 315cff. HGB-E 

Die Verpflichtung zu einem Konzernabschluss und Konzernlagebericht, Konzernnachhaltigkeitsbe-
richt dürfte vermutlich in einigen Konstellationen problematisch werden. Gerade typische Daseins-
konzerne (Querverbund) könnten wohlmöglich strukturell, kapazitiv, als auch inhaltlich nicht den 
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gesetzlichen bzw. gesellschaftlichen Erwartungen gerecht werden. Gerade die Bildung von branchen-
übergreifenden Indikatoren/Kennzahlen kann in einem Konzern durchaus problematisch sein/wer-
den. Dieser Umstand wird durch branchenspezifische Risiken bis hin zur branchenspezifischen 
Sprache wahrscheinlich befördert.  

Inhaltliche Dopplungen zwischen Lagebericht und Nachhaltigkeitsbericht bzw. Konzernlagebericht 
und Konzernnachhaltigkeitsbericht sind nicht auszuschließen bzw. schwer abzugrenzen.  
Dies gilt umso mehr, da die nichtfinanziellen Leistungsindikatoren zunehmend mit den finanziellen 
Leistungsindikatoren verwoben werden (siehe u.a. §§ 289 Absatz 3; 289c Absatz 5, 315c Absatz 1 
HGB). In der heutigen, bewährten Praxis der Offenlegungspflicht dagegen wird die inhaltlich korrekte 
Erstellung des Lageberichts von der korrekten elektronischen Kennzeichnung für Offenlegungszwe-
cke getrennt. Jahresfinanzberichterstattung wird erst nach ihrer Fertigstellung ins ESEF-Format um-
gewandelt und die relevanten Informationen werden anschließend technisch markiert (getaggt).  
Die Trennung der Frage des inhaltlich korrekt aufgestellten Lageberichts von der Frage der korrekten 
elektronischen Kennzeichnung für Offenlegungszwecke sollte im Sinne des Bürokratieabbaus und 
der Ressourcenschonung erhalten bleiben. 

Darüber hinaus sollten Unternehmen nicht mehrfach ähnliche Informationen in verschiedenen Be-
richten abliefern müssen. Eine Ersetzungsbefugnis reduziert Doppelberichterstattung und den damit 
verbundenen Aufwand. In diesem Zusammenhang sei die Lieferkettensorgfaltspflicht genannt. Hier 
sollten doppelte Berichtspflichten vermieden werden. Durch die Harmonisierung von Berichtsanfor-
derungen können Unternehmen ihre Ressourcen effektiver einsetzen und die Qualität der Berichter-
stattung verbessern. Eine Ausweitung der Ersetzungsbefugnisse vereinfacht es den Unternehmen 
zudem, die Anforderungen verschiedener Gesetze zu erfüllen, was zu einer höheren Compliance und 
Effizienz führt. 

Die Verzahnung mit dem Risiko- und Chancenmanagement (§ 289 Absatz 1 S. 4 HGB) ist durchgän-
gig bei der Änderung des Handelsgesetzbuchs wahrnehmbar. Es ist hierbei die Frage zu beantworten, 
inwieweit dies Auswirkungen auf die Strukturierung, Methodik, Indikatorenbildung bis hin zum 
Ausweis in der Berichterstattung hat. Dies bedeutet vermutlich auch, dass die Prüfungsstandards 
(bspw. IDW PS 981 Grundsätze ordnungsmäßiger Prüfung von Risikomanagementsystemen) anzu-
passen sind.   

IV. Inhalte des Nachhaltigkeitsberichts, vgl. § 289c, 289g HGB-E 

Die gesamthafte Wirkung auf die finanzielle Berichterstattung und Planungsprozesse (siehe § 289c 
Absatz 2 Nr. 1c; Absatz 2 S.2 HGB-E) erfordert technische, inhaltliche und prozessuale Anpassungen 
bspw. in der Buchhaltung und im Controlling. D.h. dem Grunde nach liegt hier eine Anpassung bzw. 
eine Erweiterung der Buchungslogiken nahe und eine Detaillierung von mehrjährigen Planungszyk-
len. Diesen Logiken kann grundsätzlich gefolgt werden, dennoch gilt es zu beachten, dass die Planun-
gen dem Stand der Technik folgen und eine Finanzierbarkeit der Maßnahmen gegeben sein muss. Es 
ist hierbei auch auf die systemischen Anpassungsnotwendigkeiten nach §289g HGB-E zu verweisen. 
Der Aufwand für Systemanpassungen ist vor dem Hintergrund der Finanzierung durchaus kritisch 
zu hinterfragen.  

In der Gesamtheit der Änderungen ist die Nachweisführung (Belegungen/wissenschaftliche Beweis-
führung) (bspw. § 289c Absatz 2 Nr. 1c, 2, 3 HGB-E) augenfällig und nur mit einem erheblichen doku-
mentarischen Aufwand zu bewältigen.   

Es ist erwartbar, dass die Anforderungen des § 289 Abs. 4 HGB auf wesentliche Merkmale des inter-
nen Kontroll- und des Risikomanagementsystems für Rechnungslegungsprozesse eine ausstrahlende 
Wirkung auf nicht kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaften haben könnte. 
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V. Nachhaltigkeitsberichterstattung und das Vergaberecht 

Neben den inhaltlichen Konflikten ergeben sich auch zahlreiche Anpassungsbedarfe bei kommunalen 
Regelungen bis ins Vergaberecht, da hier mehrheitlich auf reine monetäre Bezugsgrößen gesetzt 
wird. In diesem Zusammenhang bleibt weiterhin offen, ob die EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung 
als Vergabekriterium in das EU-Vergaberecht aufgenommen werden könnte/sollte.  

Dies würde Firmen, die bereits nachhaltig wirtschaften und diese Informationen transparent berich-
ten, einen Vorteil verschaffen. Andererseits kann die Fokussierung auf europäische Nachhaltigkeits-
standards zu einer stärkeren Segmentierung des europäischen Marktes führen, was im internationa-
len Vergleich als Insellösung (Marktabschottung) gesehen werden könnte. Dies könnte zu einer Be-
nachteiligung europäischer Unternehmen im globalen Wettbewerb mit Firmen aus Regionen, die sich 
nicht an die umfassenden Berichtsanforderungen der EU halten müssen, führen. Um eine wirtschaft-
lich rechtssichere Aufnahme in die Vergabeverfahren zu gewährleisten, wäre eine Anpassung der 
Vergaberichtlinien erforderlich. Auf EU-Ebene könnte es zudem sinnvoll sein, auf eine Harmonisie-
rung der Nachhaltigkeitsstandards auch auf globaler Ebene hinzuarbeiten. 

VI. Unbestimmte Rechtsbegriffe und Gesetzestaxonomie 

Es ist absehbar, dass Begrifflichkeiten wie „immaterielle Ressourcen“, „Bewertbarkeit“, „Nachweis-
führung“ usw. zu Herausforderungen in der Praxis führen werden/könnten. Es wäre zweckdienlich, 
wenn zum Zwecke der Auslegung, die Gesetzesbegründung hier eindeutigere Auslegungshinweise 
formuliert würden. 

VII. Auswirkungen auf Erwerbsbibliografien und Personal, § 289c II Nr. 3 HGB-E 

Die Formulierung des § 289c Absatz 2 Nr. 3 HGB-E erscheint vor dem Hintergrund der Diversität in 
den Rollenbildern, Erwerbsbiografien und (Be-)Fähigkeiten eher theoretischer Natur zu sein. Über-
spitzt werden hier ggf. Persönlichkeitsrechte berührt. Zweckdienlicher wäre die Sicherstellung von 
geeigneten wiederkehrenden Qualifizierungsmaßnahmen für die Geschäftsführungs-, Aufsichts- 
oder Verwaltungsorgane.  

Zudem führt der demografische Wandel in Kombination mit den steigenden Anforderungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu einer deutlichen personellen Belastung in Unternehmen. Fach-
kräftemangel, erhöhte Komplexität der Berichterstattung sowie die Notwendigkeit von Weiterbil-
dung und Rekrutierung machen es besonders schwierig, die Anforderungen effizient zu bewältigen.  

In vielen Unternehmen werden bestehende Fachkräfte zusätzlich für die Bearbeitung von Nachhal-
tigkeitsthemen eingesetzt, was zu einer spürbaren Erhöhung der Arbeitsbelastung führt. Diese Mit-
arbeitenden haben häufig bereits umfangreiche Aufgabenbereiche in ihren ursprünglichen Positio-
nen, wie zum Beispiel in der Finanzabteilung, im Controlling oder im Compliance-Management. Die 
zusätzliche Verantwortung für die Erfassung, Analyse und Berichterstattung zu Nachhaltigkeit und 
ESG-Kriterien bedeutet für sie nicht nur einen erheblichen Mehraufwand, sondern erfordert auch die 
Einarbeitung in neue, oft spezialisierte Themenfelder.  

Fachkräfte, die für die Erledigung von Berichtspflichten eingesetzt werden, fehlen oft in anderen Be-
reichen der Unternehmen. Dies kann die Entwicklung nachhaltiger Projekte bremsen und die Trans-
formation der Wirtschaft negativ beeinflussen. 
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VIII. Fazit und Zusammenfassung 

Zusammengefasst sind die steigenden Belastungen für die Unternehmen kritisch zu bewerten.  
Gerade der ÖPNV steht seit Jahren unter enormen Kostendruck. Neue bürokratische Maßnahmen er-
höhen die Komplexität. Die Unternehmen des öffentlichen Verkehrs benötigen Mittel für die Umset-
zung der Mobilitätswende und nicht fürs Verwalten und Erfüllen von Dokumentationspflichten.  
Es erscheint zweckdienlich, dass die Informationsmengen in der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
grundsätzlich reduziert wird.  

Es sei noch angemerkt, dass der öffentliche Verkehr wesentlicher Bestandteil des Klimaschutzes ist. 
In diesem Zusammenhang kann die Berichterstattung den Sektor weiter dazu anregen, verstärkt in 
nachhaltige Lösungen zu investieren. Die Finanzierbarkeit muss hierbei aber gewährleistet bleiben. 
Unternehmen könnten in Interessenkonflikte geraten, wenn sie Nachhaltigkeit gegen wirtschaftli-
che Interessen abwägen müssen. Für den weiteren Transformationsprozess sind erhebliche Investiti-
onen in den Ausbau und die Modernisierung notwendig, die private Betreiber oder Kommunen oft 
nicht alleine leisten können. Politische Vorgaben können einen wesentlichen, positiven Rahmen set-
zen, der diese Konflikte minimiert und eine nachhaltige Ausrichtung und die Einführung umwelt-
freundlicher Technologien, u. a. durch staatliche Subventionen, erleichtert. 

Vielmehr wäre es zweckmäßig die Informationen, bspw. auf der Unternehmenswebsite (o. ä.), dauer-
haft auszuweisen. Bei der im derzeitigen Gesetzesentwurf geplanten Aufstellungspflicht müssten 
Unternehmen detaillierte und umfangreiche finanzielle und nichtfinanzielle Berichte über die Ent-
wicklung, Risiken und Chancen des Unternehmens erstellen, unabhängig davon, ob sie später veröf-
fentlicht werden. Entsprechende Zeit- und personelle Ressourcen sowie spezialisierte Fachkennt-
nisse, besonders in Bereichen wie Nachhaltigkeit und Compliance, wären erforderlich. Der Mehrauf-
wand kann im Sinne von Bürokratieentlastung und -vermeidung für die Unternehmen nicht gewollt 
sein. 

Aus diesem Grund setzen wir uns weiterhin für eine Offenlegungs- statt Aufstellungspflicht ein.  
In der heutigen, bewährten Praxis der Offenlegungspflicht wird die inhaltlich korrekte Erstellung des 
Lageberichts von der korrekten elektronischen Kennzeichnung für Offenlegungszwecke getrennt. Die 
Trennung der Frage des inhaltlich korrekt aufgestellten Lageberichts von der Frage der korrekten 
elektronischen Kennzeichnung für Offenlegungszwecke sollte im Sinne des Bürokratieabbaus und 
der Ressourcenschonung erhalten bleiben. 

 

 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Stellungnahme, bedanken uns für die Möglichkeit der Stel-
lungnahme und stehen für tiefergehende Arbeitsgespräche diesbezüglich gerne zur Verfügung. 

 

 

 


